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Inhalt: Ausreichung von Zinsſcheinen i 17 4% igen deutſchen Reichsanleihe von 
J a Be Schuld j zu den Schuldverſchreibungen der 3½ vorm. 4% igen deutſch ch 0 


ruf gekündigter Kur⸗ 
Feſtſetzung des 


Oeffentliche Verlofung zum Beſten des Klnderkranken 


bverſchreibungen der 31 % gen deutſchen Reichsanleihe von 1885 S. 55. — Wiederholter Auf: 
und Neumärkiſcher Pfandbriefe S 55. — Polizeiverordnung über Fuhrwerksverkehr S. 56. — 
durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes für den Berufszweig der Hausbeamtinnen (Hausdamen, 


Repräſentantinnen, Stützen, Kinderfräulein, e u. ſ. w.) im Regierungsbezirk Frankfurt a. O. S. 57.— 


der dürftigen 


Schleſien unterſtehen S. 57. — Tarif für die Netzefähra 
Ausbildung und Fortbildung 


Neuroder Lehrkurſe zur 


Bekanntmachung der Reichsſchulden⸗ 
Verwaltung. 

Die Zinsſcheine Reihe VI Nr. 1 bis 20 
zu den Schuldverſchreibungen der 3½ vorm. 
4% igen deutſchen Reichsanleihe von 1878 und 
Reihe IV Nr. 1 bis 20 zu den Schuldverſchrei⸗ 
bungen der 3½ % igen deutſchen Reichsanleihe 
von 1885 über die Zinſen für die zehn Jahre vom 
1. April 1904 bis 31. März 1914 nebſt den 
Erneuerungsſcheinen für die folgende Reihe werden 
von der Königlich Preußiſchen Kontrolle der Staats⸗ 
papiere hierſelbſt, S. W. 68 Oranienſtraße 92/94 
unten links, vom 1. März d. Is. ab werktäglich 
von 9 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags, mit 
Ausnahme der drei letzten Geſchäftstage jedes 
Monats, ausgereicht werden. 

Die Zinsſcheine ſind entweder bei der Kontrolle 
der Staatspapiere am Schalter in Empfang zu 
nehmen oder durch die Reichsbankhauptſtellen, die 
Reichs bankſtellen und die mit Kaſſeneinrichtung ver⸗ 
ſehenen Reichsbanknebenſtellen, ſowie durch diejenigen 
kaiſerlichen Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich eine der 
vorgedachten Bankanſtalten nicht befindet, zu beziehen 

Wer die Empfangnahme bei der Kontrolle 
der Staatspapiere ſelbſt wünſcht, hat ihr perſönlich 
oder durch einen Beauftragten die zur Abhebung 
der neuen Reihe berechtigenden Erneuerungsſcheine 
Ginsſcheinanweiſungen) für jede Anleihe mit einem 
beſonderen Verzeichnis zu übergeben, zu welchem 
Formulare ebenda unentgeltlich zu haben ſind. 
Genügt dem Einreicher eine numerierte Marke als 
Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichnis ein⸗ 
fach, wünſcht er eine ausdrückliche Beſcheinigung, 
ſo iſt es doppelt vorzulegen. Die Marke oder 
Empfangsbeſcheinigung iſt bei der Ausreichung der 
neuen Zinsſcheine zurückzugeben. 


auſes in Frankfurt a. O. S 
Gemeinden der Provinz Brandenburg S. 57. — Brücken pp., welche dem Oberpräſident der Provinz 

nſtalt bei Chriſtiansaue im Kreiſe Landsberg a. W. S. 57. 
von Hauswirtſchafts⸗ und Handarbeitslehrerinnen S. 58. — 


nn en 


57. — Hauskollekte zum Beſten 


Durch die Poſt ſind die Erneuerungsſcheine 
an die Kontrolle der Staatspapiere nicht einzu⸗ 
ſenden, da dieſe ſich in Bezug auf die Zinsſchein⸗ 
ausreichung mit den Inhabern der Scheine nicht in 
Schriftwechſel einlaſſen kann. 

Wer die Zinsſcheine durch eine der obengenannten 
Bankanſtalten oder Oberpoſtkaſſen beziehen will, hat 
dieſer Stelle die Erneuerungsſcheine für jede Anleihe 
mit einem doppelten Verzeichnis einzureichen. Das 
eine Verzeichnis wird, mit einer Empfangsbeſcheini⸗ 
gung verſehen, ſogleich zurückgegeben und iſt bei 
Lushändigung der Zinsſcheine wieder abzuliefern. 
Formulare zu dieſen Verzeichniſſen find bei den ge⸗ 
dachten Ausreichungsſtellen unentgeltlich zu haben. 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen 
bedarf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine 
nur dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden 
gekommen ſind; in dieſem Falle ſind die Schuldver⸗ 
ſchreibungen an die Kontrolle der Staatspapiere 
oder an eine der genannten Bankanſtalten und Ober⸗ 
poſtkaſſen mittels beſonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 19. Februar 1904. 

Reichsſchuldenverwaltung. 
Bekanntmachung der Kur⸗ u. Neumärkiſchen 
Haupt⸗Nitterſchafts⸗ Direktion. 
Wiederholter Aufruf 
gekündigter Kur⸗ und Neumärkiſcher Pfandbriefe. 

Von den durch unſere Bekanntmachung vom 
20. Januar 1904 für den Zinstermin Johannis 
1904 aufgekündigten Kur⸗ und Neumärkiſchen Pfand⸗ 
briefen ſind die in dem beigefügten Verzeichnis auf⸗ 
geführten noch nicht eingeliefert worden. 

Wir fordern daher die Inhaber wiederholt auf⸗ 
gedachte Pfandbriefe nebſt den entſprechenden Zins⸗ 
ſcheinen, ſoweit dieſe vorausgereicht und noch nicht 
fällig ſind, ſowie den Zinsſchein⸗Anweiſungen unver 
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züglich an unſere Haupt⸗Ritterſchafts⸗Kaſſe hierſelbſt, 
Wilhelmsplatz Nr. 6, einzuliefern. Ueber die Ein⸗ 
lieferung wird von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion 
eine Beſcheinigung erteilt und gegen Rückgabe dieſer 
im Verfalltermine die Kapitalzahlung ſeitens unſerer 
Haupt⸗Ritterſchafts⸗Kaſſe geleiſtet. 

Diejenigen, welche nunmehr die Einlieferung 
bei unſerer Haupt⸗Ritterſchafts⸗Kaſſe, Wilhelmsplatz 
Nr. 6 hierſelbſt 

bis zum 1. Auguſt 1904 

nicht bewirken, haben zu erwarten, daß fie gemäß 
der Vorſchriften des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
15. Februar 1858 und des mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 7. Dezember 1848 genehmigten Re⸗ 
gulativs (Geſetz Samml. 1858 S. 37, 1849 S. 76) 
mit den in dem Pfandbriefe ausgedrückten Rechten, 
insbeſondere mit dem der Spezial⸗Hypothek, ausge⸗ 
ſchloſſen und mit ihren Anſprüchen auf den bei dem 
Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtitut zu hinterlegenden 
Barbetrag werden verwieſen werden. 

Berlin, den 3. März 1904. 

Kur⸗ und Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 
Verzeichnis 
gekündigter, gegen Barzahlung des Nennwertes ein⸗ 
zuliefernder Kur⸗ und Neumärkiſcher Pfandbriefe. 
Für den Termin Johannis 1904. Aeltere Kur⸗ und 
Neumärkiſche Pfandbriefe. 
Wugarten, No. 31340. 1000 Rtlr. Kurant. 
Wugarten, No. 31344. 500 Rtlr. Kurant. 
Wugarten, No. 31347. 300 Rtlr. Kurant. 
Wugarten, No. 31353. 200 Rtlr. Kurant. 
Wugarten, No 31359. 100 Rtlr. Kurant 
Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präfidenten der Provinz Brandenburg. 
Polizeiverordnung 
über Fuhrwerksverkehr. 

Auf Grund der §8 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (Gef. S. S. 195 ff.) und der 88 6, 12 und 
15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ. S. S. 265) wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzialrats für den Umfang der 
Provinz Brandenburg ausſchließlich der Stadtkreiſe 
Charlottenburg, Rixdorf und Schöneberg folgende 
Polizei⸗Verordnung erlaſſen: 

§ 1. Jedes nicht vorzugsweiſe zur Beförderung 
von Perſonen dienende Fuhrwerk, alſo auch Hunde⸗ 
fuhrwerk, muß bei dem Verkehr auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen mit dem Namen oder 
der Firma, ſowie mit dem Wohnorte des Beſitzers 
bezeichnet ſein. Von mehreren derartigen Fuhrwerken 
desſelben Beſitzers muß jedes außerdem mit einer 
beſonderen fortlaufenden Nummer verſehen ſein. 

Bei Fuhrwerken, welche zu Domänen, Gütern, 
Fabriken und anderen größeren Beſitzungen gehören, 
genügt es, wenn ſtatt des Namens oder der Firma 
und des Wohnortes des Beſitzers eine jeden Zweifel 
ausſchließende Bezeichnung der Beſitzung angebracht iſt. 


8.2. Die Bezeichnung des Fuhrwerks muß 
an ſeiner rechten Seite, entweder an dem Fuhrwerk 
ſelbſt oder auf einer daran dauerhaft befeſtigten 
Tafel in deutlicher Schrift und mit Buchſtaben von 
mindeſtens 5 Zentimeter Höhe dergeſtalt augebracht 
werden, daß ſie beſtändig und leicht ſichtbar iſt. 

§ 3. Bei Fuhrwerken, welche zum Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen oder zum Bewohnen durch 
Perſonen benutzt werden, muß, auch wenn ſie im 
übrigen zur Perſonenbeförderung dienen, die in 8 1 
Abſ. 1 und in § 2 vorgeſchriebene Bezeichnung in 
unverwiſchbarer Schrift unter Zufügung des Vor⸗ 
namens des Beſitzers auf dem Fuhrwerk ſelbſt 
angebracht werden. 

8 4. Bei Fuhrwerken aus Berlin, Charlotten⸗ 
burg, Schöneberg und Rixdorf, einer Nachbarprovinz 
oder einem benachbarten deutſchen Bundesſtaat, in 
welchem gleichartige Verordnungen wie die vorſtehen⸗ 
den erlaſſen ſind, genügt eine der Vorſchrift des 
heimatlichen Bezirks entſprechende Bezeichnung auch 
innerhalb des Geltungsbereiches dieſer Verordnung. 
Die Bezeichnung muß jedoch in allen Fällen des 
§ 3 auf dem Fuhrwerk ſelbſt angebracht fein. 

§ 5. Während der Dunkelheit und bei ſtarkem 
Nebel müſſen alle auf öffentlichen Wegen, Straßen 
und Plätzen verkehrenden Fuhrwerke, einſchließlich 
der Schlitten, fie mögen zum Perſonen- oder Laſt⸗ 
verkehr dienen, eine hellbrennende Laterne mit ſich 
führen, deren Licht unbehindert nach vorn fällt und 
2 Entgegenkommenden deutlich bemerkt werden 
ann. 

Kann die Laterne wegen der Bauart oder der 
Ladung des Fuhrwerks nicht an dieſem ſelbſt an⸗ 
gebracht werden, ſo iſt es geſtattet, ſie an der Spitze 
der Deichſel oder an den Zugtieren zu befeſtigen. 
Bei Langholzfuhren muß auch an dem hinteren 
Wagen oder an den herausragenden Stammenden 
eine Laterne befeſtigt ſein. 

8 6. Auf ländliches Arbeitsfuhrwerk innerhalb 
der eigenen Feldmark finden die Vorſchriften in 

$ 1-5 nur dann Anwendung, wenn ſie dafür 
durch Ortspolizei⸗Verordnung in Kraft geſetzt ſind. 

8 7. Die Vorſchrift in 8 5 bezieht ſich nicht 
auf Fuhrwerke, welche Pulver oder andere Spreng⸗ 
ſtoffe fortbewegen. Vor und hinter derartigen Fuhr⸗ 
werken ſind in einer Entfernung von etwa 100 
Schritten hellbrennende Laternen zu tragen. 

Während der Zeit vom 15. Mai bis zum 
31. Auguſt finden die Beſtimmungen des § 5 auf 
Bienentransportfuhrwerke gleichfalls keine An⸗ 
wendung. Solchen Fuhrwerken muß aber während 
der Dunkelheit in einer Entfernung von etwa 100 
Schritten eine hellbrennende Laterne vorangetragen 
werden, auch iſt zwiſchen den hinteren Rädern des 
Fuhrwerks eine hellbrennende Laterne anzubringen. 

8 8. Soweit die Oertlichkeit es geſtattet, hat 

jedes Fuhrwerk, das einem anderen begegnet, 
nach rechts auszuweichen, 
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jedes Fuhrwerk, das ein anderes überholen 

will. links vorbeizufahren, während das zu 

überholende, ſoweit erforderlich, nach rechts 
ausweicht. 

Jedoch muß leeres Fuhrwerk und Fuhrwerk, 
welches zur Perſonenbeförderung dient, beladenem 
Laftfuhrwerk regelmäßig ausweichen, gegebenen Falles 
alſo auch links ausbiegen und rechts überholen, 
wobei das Laſtfuhrwerk, ſoweit erforderlich, nach der 
anderen Seite nachzugeben hat. 

§ 9. Auf Straßen, welche in ihrer ganzen 
Breite gleichartig befeſtigt ſind, haben Fuhrwerke 
regelmäßig die rechte Seite einzuhalten. 

Dieſe Beſtimmung kann durch orts⸗ oder kreis⸗ 
polizeilſche Vorſchrift auch auf andere Straßen 
erſtreckt werden. 

$ 10. Für die Befolgung der Vorſchriften in 
88 1—9 dieſer Verordnung iſt der Führer des 
Fuhrwerks verantwortlich. Hat jedoch der Eigen⸗ 
tümer des Fuhrwerks oder ſein Stellvertreter die 
Beſchaffung und Bereitſtellung der nötigen Tafeln 
($ 1—6) oder Laterne nebſt Beleuchtungsmaterial 
G 5 und 7) unterlaſſen, ſo trägt er die Verant⸗ 
wortung ſeinerſeits. 

81. Uebertretungen ber Beſtimmungen dieſer 
Polizei⸗Verordnung werden nach § 366 Ziffer 10 
des Reichsſtrafgeſetzbuches mit Geldſtrafe bis zu 
60 Moder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 

§ 12. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 
1. April 1904 in Kraft. Alle in ihrem Geltungs⸗ 
bereiche beſtehenden und ihr zuwiderlaufenden polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen werden mit dieſem Tage außer 
Kraft geſetzt. 

Potsdam, den 19. Februar 1904. 

Der Oberpräſident. v. Bethmann⸗Hollweg. 
. und Bekanntmachungen der 
Königl. Megierung zu Frankfurt a. O. 

J) Auf Grund des $ 34 Abſatz 2 Ziffer 5 
des Invalidenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung 
vom 13. Juli 1899 (R.⸗G.⸗Bl. S. 461) wird für 
den Berufszweig der Hausbeamtinnen (Hausdamen, 
Repräſentantinnen, Stützen, Kinderfräulein, Kinder⸗ 
pflegerinnen u. |. w) im Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O. ein der dritten Lohnklaſſe (Wochenbeitrag 
24 Pfennig) entſprechender durchſchnittlicher Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt von mehr als 550 bis 850 Mk. 
feſtgeſetzt. 

Dieſe Feſtſetzung, welche am 1. April d. Js 
in Kraft tritt, findet keine Anwendung, ſoweit die 
Verſicherten Mitglieder einer Orts⸗, Betriebs: (Fabrik), 
Bau- oder Innungskrankenkaſſe find, oder ſofern 
an voraus für Wochen, Monate, Vierteljahre oder 
Fahre eine feſte bare Vergütung vereinbart und dieſe 
höher als 850 Mt. ist (5 34 Abſatz 2 Ziffer 1 und 
Abſatz 3 a. a. O). 

Ausgenommen von dieſer Feſiſetzung find die 
landwirtſchaftlichen Betriebsbeamtinnen, für welche 
auf Grund des § 34 Abſatz 2 Ziffer 2 a. a. O 


ausreichend geſorgt iſt, und ſolche Hausbeamtinnen, 


welche die Stellung von Erzieherinnen oder Lehre⸗ 
rinnen einnehmen und gemäß 8 34 Abſatz 2 am 
Ende zur vierten Lohnklaſſe gehören, falls nicht ein 
Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 1150 Mk. 
nachgewieſen wird. „ 
Die Feſtſetzung gilt nicht für das gewöhnliche, 
im Haushalt beichäftigte Perſonal, welches nicht 
unter den Begriff von Hausbeamiinnen fällt. 
Frankfurt a. O., den 22. Februar 1904. 
Der Regierungspräſident. v. Dewitz. 
(2) Der Herr Ober⸗Präſident der Provinz 
Brandenburg hat durch Erlaß vom 16 d. Mts. — 
O. P. Nr. 3263 — dem Vorſtande des Kinder⸗ 
krankenhauſes zu Frankfurt a. O. die Genehmigung 
erteilt, im Anſchluß an den für den 5. Mai d. J. 
in Ausſicht genommenen Wohltätigkeitsbazar eine 
öffentliche Verloſung der auf dem Bazar nicht ver⸗ 
kauften Gegenſtände nach Maßgabe des dargelegten 
Planes zu veranſtalten, gemäß welchem 2000 Loſe 
zu je 50 Pfennige in Frankfurt a. O. ausgegeben 
werden ſollen. Zahl und Preis der auszugebenden 
Loſe, das Abſatzgebiet der letzteren, Ort und Zeit 
der Verloſung, Anzahl und Geſamtwert der Gewinne 
müſſen auf den Loſen angegeben ſein. 
Frankfurt a. O., den 25. Februar 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(3) Zußfolge Erlaſſes des Herrn Ober⸗ 
präſidenten der Provinz Brandenburg vom 16 Fe⸗ 
bruar d Is. — O. P. 3267 iſt in Ausſicht 
genommen, die nach Beſchluß der letzten Provinzial⸗ 
ſynode vom 1. November 1902 in der laufenden 
Synodalperiode alljährlich einzuſammelnde Haus⸗ 
kollekte zum Beſten der dürftigen Gemeinden der 
Provinz Brandenburg für das Etatsjahr 1904 in 
den Monaten April und Mai 1904 ſtattfinden 
zu laſſen. Frankfurt a. O., den 25. Februar 1904 
Der Regierungspräſident. v. Dewitz. 
) Die Brücke über die Oder bei Cüſtrin 
nebſt Brückengelderheberhaus, die Brücke über den 
Odervorflutkanal daſelbſt, die Oderbrücke bei Schwedt 
nebſt Dienſtwohnung des Brückenaufſehers und die 
Brücke über die Meglitze bei Niederkränig unterftehen 
von dem 1. April 1904 ab dem Herrn Ober⸗ 
präſidenten der Provinz Schleſien als Chef der 
Oderſtrombauverwaltung. 
Frankfurt a O., den 4. März 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewi x 
(3) Tarif für die Netzefähranſtalt bei 
Chriſtiansaue im Kreiſe Landsberg a. W̃ 
Es wird entrichtet für das Ueberſetzen: Pf. 
J. Von Perſonen, einſchließlich deſſen was ſie 
tragen, von jeder Perſoon 3 
Wer zu einem Fuhrwerk gehört, für 
welches die Abgabe zu UI gezahlt wird, 
oder Tiere, für welche die Abgabe zu II 
entrichtet wird, reitet, führt oder treibt, 
iſt frei. 
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II. Von Tieren: 
a) für ein Pferd, Maultier oder einen 
Möäuleſel en zan aan } 
b) für ein Stück Rindvieh oder einen Eſel 
e) für eine Ziege, ein Fohlen, Kalb, 
Schaf, Schwein oder anderes kleines 
Stück Vieh, welches frei geführt oder 
getrieben wide 
d) für Federvieh, welches getrieben wird, 
für jede 10 Stütfſfk 
Wenn Federvieh in geringerer Anzahl 
als 10 Stück oder auf einem Fuhrwerk 
oder in einem Tragkorbe übergeſetzt wird, ſo 
wird keine beſondere Abgabe dafür erhoben. 
III. Vom Fuhrwerk neben der Abgabe für das 
Geſpann zu II 
a) für ein beladenes, d. h. ein ſolches, 
worauf ſich außer deſſen Zubehör und 
außer dem Futter für höchſtens 3 Tage, 
in der Zeit der Heuernte für 1 Woche, 
an anderen Gegenſtänden mehr als 
2 Zentner befinden 20 
p) für ein unbeladenes 10 
IV. Von Handwagen, Handſchlitten, Handkarren 
(beladen oder unbeladen) und von Fahr⸗ 
rädern neben der Abgabe für die beglei⸗ 
tende Perſon bezw. Perſonen zul 3 
V. Von Kraftfahrzeugen . 50 
VI. Von unbeladenen Gegenſtänden wird die Ab⸗ 
gabe erhoben, welche die Perſonen, das Fuhr⸗ 
werk und die Tiere treffen würde, durch welche 
ſie zur Fährſtelle gebracht worden ſind. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Die vorgeſchriebenen Sätze ſind bei jedem Waſſer⸗ 
ſtande ohne Rückſicht auf deſſen Höhe zu entrichten. 
Bei vorhandener Eisbahn, für deren gehörigen 
Zuſtand von dem Hebungsberechtigten zu ſorgen iſt, 
wird nur die Hälfte der vorgeſchriebenen Sätze be⸗ 
zahlt. Dabei werden Bruchpfennige vollen Pfennigen 


gleich gerechnet. 
Befreiungen. 


Frei vom Fährgelde ſind: 

1. Equipagen und Tiere, welche den Hofhaltungen 
des Königlichen Hauſes oder den Königlichen 
Geſtüten angehören; 

2. Kommandierte Militärs, einberufene Rekruten, 
Fuhrwerke und Tiere, welche der Armee oder 
den Truppen auf dem Kriegsmarſche angehören, 
Kriegsvorſpann und Kriegslieferungsfuhren; 
Pferde die auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
vom 13. Juni 1873 zu oder von den Vor⸗ 
muſterungs⸗, Muſterungs⸗ oder Aushebungs⸗ 
plätzen gebracht werden, ſowie deren Führer; 

3. Truppen die auf Uebungsmärſchen befindlich, 
ſind nur dann frei überzuſetzen, wenn der 
Ueberſatz mit einer Fährfahrt möglich iſt; 
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4. Oeffentliche Beamte und deren Fuhrwerke und 
Tiere bei Dienſtreiſen, wenn fie ſich gehörig 
legitim ieren, Steuer⸗, Polizei⸗ und Strombau⸗ 
beamte in Uniform oder mit ſonſtigen Abzeichen, 
auch wenn ſie ohne beſondere Legitimation ſind; 

5. Transporte, die für unmittelbare Rechnung des 
Staates geſchehen; 

6. Ordinäre Poſten, einſchließlich der Schnell⸗, 
Kariol⸗, Reit⸗ und Fußbotenpoſten nebſt Bei⸗ 
wagen, ingleichen die öffentlichen Kuriere und 
Eſtafetten und alle von Poſtbeförderungen leer 
zurückkehrenden Wagen und Pferde; endlich 
auch Perſonenfuhrwerke, die durch Privat⸗ 
unternehmer eingerichtet und als Erſatz für 
ordentliche Poſten ausſchließlich zur Beförderung 
von Reiſenden und deren Effekten und von 
Poſtſendungen benutzt werden; 

7. Hülfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen 
Notſtänden. 

Frankfurt a. O., den 1. März 1904. 
(L. S.) 


Der Regierungs⸗Präſident. von Dewitz. 

(6) Die Neuroder Lehrkurſe zur Ausbildung 
und Fortbildung von Haus wirtſchafts⸗ und Hand⸗ 
arbeitslehrerinnen werden auch in dieſem Jahre 
abgehalten werden, und zwar: 

der Hauswirtſchaftskurſus vom 11. April ab 

(Dauer 8 Wochen), 
der Handarbeitskurſuns vom 6. Juni ab 
(Dauer 6 Wochen). 

Unterrichtshonorar wird nicht erhoben, wohl 
aber iſt ein Materialgeld von wöchentlich 2,50 M. 
zu entrichten. Penſionen ſind für 110 M. (bezw. 
85 M.) für jeden der beiden Kurſe am Orte zu 
haben, auch können Unterſtützungen an bedürftige 
Teilnehmerinnen gewährt werden. 

Meldungen ſind bis ſpäteſtens 15. März (bezw. 
15 Mai) an den kommiſſariſchen Kreisſchulinſpektor 
Weber in Neurode (Schleſien) zu richten. 

Anzufügen iſt: 

1. Der Tauf⸗ oder Geburtsſchein (Mindeſtalter 
das vollendete 17. Lebensjahr); 
2. Ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, der über den 

Bildungsgang der Antragſtellerin Aufſchluß gibt; 

3. Beglaubigte Abſchriften von Schul⸗ und ſonſti⸗ 
gen Zeugniſſen. 
4. Geſuche um Beihilfen ſind bei Nachweis der 

Bedürftigkeit der Meldung ebenfalls beizufügen. 

Wir machen auf die hier dargebotene Gelegen⸗ 
heit, um ſich elne für einfachere Verhältniſſe aus⸗ 
reichende Ausbildung für die bezeichneten Fächer 
zu erwerben oder ſich auf die zur Anſtellung be⸗ 
fähigenden Prüfungen vorzubereiten, empfehlend 
aufmerkſam. Frankfurt a. O., den 22. Februar 1904. 

Königliche Regierung; 129 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
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